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Krebsmedikamente wurden in den
letzten Jahren laufend verbessert.
Noch vor einigen Jahren konnte
eine Chemotherapie nur im Spital
durchgeführt werden, weil die Ne-
benwirkungen so massiv waren,
dass eine stationäre Betreuung nö-
tig war. Die heutigen teuren Mittel
erlauben es, Patienten in der Arzt-
praxis ambulant zu behandeln. «Es
kann für diese schwer kranken
Menschen eine grosse Erleichte-
rung sein, wenn sie nicht in einer
anonymen Spitalumgebung be-
handelt werden müssen», sagt der
ZürcherChirurgUrsStoffel,Ko-Prä-
sident der Konferenz der kantona-
len Ärztegesellschaften. Allerdings
habe die ambulante Behandlung
für die Onkologen unliebsame Ne-
benwirkungen. Manche erhielten
im Rahmen der Wirtschaftlich-
keitsprüfung der Krankenkassen
Mahnbriefe, weil sie durch hohe
Behandlungskosten auffielen, sagt
Stoffel.

20000 Franken pro Jahr

Eine Therapie gegen Darmkrebs
mit Ablegern (Metastasen) kann
pro Jahr über 20000 Franken kos-
ten. Da es sich bei Darmkrebs um
ein häufiges Karzinom handelt,
stiegen die Medikamenten- und
Behandlungskosten frei praktizie-
render Onkologen, die ambulante
Chemotherapien durchführen, in
den letzten Jahren überproportio-
nal an. Deshalb fallen diese Ärzte
bei den Kassen häufiger auf. Einige
Krebsärzte seien mit Rückforde-
rungsklagen der Kassen von einer
halben Million Franken und mehr
konfrontiert, kritisiert Jürg Nadig,
Präsident der Gesellschaft für me-
dizinische Onkologie, im Newslet-
ter der kantonalen Ärztegesell-
schaften.

Zwar bedeutet ein Brief von
Santésuisse noch nicht, dass ein
Arzt tatsächlich unnötige Behand-
lungen zulasten der Kassen durch-
führte und damit unrechtmässig
sein Gehalt aufbesserte. «Aber für
einen Arzt, der seinen Patienten
helfen will, ist es eine emotionale
Belastung, einen solchen Brief zu
erhalten», sagt Stoffel. Auch wenn
die Ärzte in den meisten Fällen die
Kosten erklären könnten. Es könne

Warnbrief wegen Chemotherapie
Krebsärzte kritisieren Wirtschaftlichkeitsprüfungen der Kassen – Versicherer verweisen auf gesetzlichen Auftrag

sein, dass manche Onkologen ihre
Patienten wieder ins Spital schick-
ten, damit die Kosten für die Che-
motherapie dort anfielen, warnt
Stoffel. Die Überprüfungen der
Kassen könnten die Ärzte zudem
dazuzwingen,diekostengünstigste
stattdiewirksamsteTherapieanzu-
wenden.

Für die Krankenkassen führt an
den Kostenprüfungen kein Weg

vorbei. «Diese sind nötig, weil es
sich bei der Krankenversicherung
um eine obligatorische Sozialversi-
cherung handelt», sagt Santé-
suisse-Sprecher Felix Schneuwly.
Die Klage der Ärzte sei unberech-
tigt. «Das sind faire, statistischeVer-
fahren, in denen wir Gleiches mit
Gleichem vergleichen.» Wenn ein
Arzt 30 Prozent über dem Kosten-
durchschnitt aller Ärzte der glei-

Die Ärzte fühlen sich von
den Kostenprüfern der
Krankenkassen unter Druck
gesetzt. Krebsärzte, die am-
bulant teure Chemotherapien
durchführten, seien mit
Mahnbriefen der Versicherer
konfrontiert. Die Kassen sehen
sich im Recht.
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chen Fachrichtung liege, müsse er
das erklären können. «Die Über-
prüfungen haben das Kostenbe-
wusstsein der Ärzte geschärft.» Ein
Verfahren gegen einen Arzt wende
sichzudemniegegendiePatienten.
DerenRechnungenfürdieBehand-
lungen würden in jedem Fall begli-
chen.Auchwerdeniemandemeine
qualitativ hochstehende Behand-
lung verweigert. Die Ärzte würden

ineinemerstenSchritteinzigaufge-
fordert, ihreKostenzubegründen.

Neue Briefe in moderaterem Ton

Dass Onkologen, die ambulante
Chemotherapien durchführen, be-
sondershäufigvondenKassenange-
schrieben wurden, liegt laut Santé-
suisse auch an den bisher verfügba-
ren Daten. Erst seit Einführung des
Arzttarifs Tarmed sei es Santésuisse
möglich,zuerkennen,welcheOnko-
logen Chemotherapien durchführ-
ten. Da die Überprüfungen viel Zeit
beanspruchten, wirke sich Tarmed
erstjetztaus.SeitdreiWochensollten
keineBriefemehranOnkologenver-
schickt werden, von denen die Kas-
sennichtwussten,dasssieambulan-
te Chemotherapien durchführten,
sagt Mirjam D’Angelo, zuständig für
Wirtschaftlichkeitsverfahren bei
Santésuisse. Dank Tarmed könnten
die Kassen nun auch erkennen, ob
ein Rheumatologe Therapien mit
modernen teuren Medikamenten
gegen entzündliche Gelenkerkran-
kungen durchführe. Deshalb sollte
esauchbeiRheumatologenzuweni-
ger Mahnbriefen kommen.

Zudem habe Santésuisse die
Mahnbriefe an die Ärzte in etwas
moderateremTon abgefasst. Aus ju-
ristischenGründennichtzuvermei-
den sei es jedoch, dass der Arzt auf
mögliche rechtliche Konsequenzen
einer unzulässigen Kostenüber-
schreitung hingewiesen werde.

15 Prozent «auffällige» Ärzte
Bei ihrem Wirtschaftlichkeits-
verfahrenberufensichdieKassen
auf einen gesetzlichen Auftrag:
DasKrankenversicherungsgesetz
verpflichtet sie, die Wirtschaft-
lichkeit der Behandlungen perio-
disch zu überprüfen. Der Kassen-
verbandSantésuisseermitteltda-
zu die Kosten der frei praktizie-
renden Ärzte für die obligato-
rischen Krankenversicherung.
Wenn ein Arzt mehr als 30 Pro-
zenthöhereKostenverursachtals
der Durchschnitt aller Ärzte sei-
ner Fachrichtung, gilt er als «auf-
fällig». Das allein hat noch keinen
Mahnbrief der Kassen zur Folge.
Santésuisse versucht aufgrund
weiterer Daten zunächst Gründe
für die Kostenüberschreitung zu
finden.Ineinemweiteren Schritt

führt Santésuisse allenfalls ein
Gespräch mit dem Arzt.

2006 überschritten laut Statis-
tik von Santésuisse 2518 (13 Pro-
zent) von insgesamt 20020 Ärz-
ten die Toleranzgrenze der Kas-
sen. Statistisch genauer ausge-
wertet sind erst die vorangehen-
den Jahre. 2005 waren von 17599
erfassten Ärzten 2599 ( 14,8 Pro-
zent) auffällig. 693 Ärzte erhiel-
ten einen Brief, in dem sie zur Be-
gründung ihrer Kosten aufgefor-
dert wurden. Vor Gericht oder in
einem Vergleichsverfahren en-
deten 2005 schliesslich 144 Fälle
(0,8 Prozent).

An Rückzahlungen aus un-
rechtmässigen Behandlungen
gingen bei Santésuisse in den
letzten 3 Jahren rund 11 Millio-

nen Franken ein; bei diesem Be-
trag sind die Gerichtskosten be-
reits abgezogen. Allerdings ge-
hen diese Rückzahlungen zum
Teil aufVerfahren zurück, die be-
reitsmehrereJahrezurückliegen.

Die Kassen verfügen aus Da-
tenschutzgründen keine Dia-
gnosen der behandelten Patien-
ten und keine Angaben zur Pati-
entenstruktur einer Praxis. Man-
che «Besonderheiten» einer ärzt-
lichen Praxis könnten die Kassen
deshalb nicht erkennen, sagt
Mirjam D’Angelo von Santé-
suisse. Wenn etwa ein Hausarzt
eine grosse Zahl Aidskranker in
seinem Patientenstamm habe,
könnten dies die Kassen aus den
vorhandenen Daten nicht er-
sehen. (br)

Die Krebstherapie in der Arztpraxis kann – selbst wenn sinnvoll – zum Rüffel seitens der Kostenprüfer führen.

OFFROADER Der Touring-Club
derSchweiz(TCS)fordertweiterhin
die Aufhebung der parlamentari-
schen Immunität des Zürcher Nati-
onalrats Bastien Girod (grüne).
Nicht hinnehmen will der TCS Gi-
rods Kampagne gegen umweltbe-
lastende Offroader. Girod und
Gleichgesinnte hatten 2007 eine
Kampagne gegen Offroader lan-
ciert, die eine TCS-Reklameserie
desTCS parodiert:Stattwieaufden
TCS-Plakaten mit hochgekrempel-
ten Ärmeln und TCS-Tattoo zu po-
sieren, liessen sie sich in ähnlicher
Pose aber mit Anti-Offroader-Tat-
too ablichten: Weil damit Urheber-
rechte verletzt würden, reichte der
TCS ebenfalls bereits 2007 Strafan-
zeige ein. Der Streit ist immer noch
nicht beigelegt. Gestern Sonntag
bat Girod den TCS, die Strafanzeige
zurückzuziehen, «da dem TCS
kaumVorteileausdieserStrafanzei-
ge erwachsen, das Beharren darauf
jedoch die Zeit des Angeschuldig-
ten, der Rechtskommission und
des Parlaments beansprucht, die
weiss Gott besser verwendet wer-
den könnte». Ohne Aufhebung der
parlamentarischen Immunität Gi-
rods sind der Staatsanwaltschaft
die Hände gebunden. Deshalb er-
suchte sie am 4. Juni die Bundes-
versammlung, die Aufhebung von
Girods Immunität zu prüfen.(sda)

TCS und Girod
im Dauerstreit

ZENSUR Der Streit um die Unter-
drückung unliebsamer TV-Bilder
durch den Europäischen Fussball-
verband (Uefa) geht in die nächste
Runde: Armin Walpen, Generaldi-
rektor der SRG SSR idée suisse,
wandte sich gestern in Interviews
gegen «jede Zensur von Sportüber-
tragungen» und will er bei der Uefa
schriftlich intervenieren. Laut Wal-
pen versuchten grosse Sportver-
bände zunehmend, sich die Hoheit
über Bild und Ton zu sichern. Von
Dritten ausgewählte Bilder seien
aus Sicht der journalistischen Un-
abhängigkeit aber «mehr als pro-
blematisch».

Die Nachrichtenagentur SDA
hatte letzteWoche aufgedeckt, dass
den Fernseh-Zuschauern Vorfälle
im Stadion wie das Abbrennen von
Rauchpetarden und das Übertre-
ten von Sicherheitszonen durch
Fans vorenthalten wurden. Die
Uefa rechtfertigt dies damit, man
wolle «den Chaoten keine Platt-
form» bieten. Ausserdem seien sol-
che Szenen «nicht relevant».

Besorgt ist auch das österreichi-
sche Fernsehen: «Das Ganze hat
eine tiefere Problematik angenom-
men und man muss überlegen, ob
man das weiter so akzeptieren
kann», sagte ORF-Informationsdi-
rektor Elmar Oberhauser. (sda)

SRG-Direktor
kritisiert die Uefa
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